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Entwurf

Bundesgesetz mit dem das Gesetz zur Neuordnung des Dienstrechtes der Österreichischen Bundesbahnen und deren Rechtsnachfolge-Unternehmen erlassen wird (ÖBB-Dienstrechtsgesetz - ÖBB-DRG), mit dem das Bahn-Betriebsverfassungsgesetz aufgehoben wird, und mit dem das Arbeitsverfassungsgesetz, das Angestelltengesetz und das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz geändert werden.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

ÖBB-Dienstrechtsgesetz - ÖBB-DRG

1. Abschnitt

Allgemeine Bestimmungen

Geltungsbereich

§ 1. (1) Die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes gelten für Arbeitsverhältnisse zu den Österreichischen Bundesbahnen (ÖBB), deren vertraglich vereinbarter Beginn vor dem 1. Jänner 2004 liegt, und die auf einem privatrechtlichen Vertrag beruhen, auch wenn sie infolge eines Betriebsüberganges nach dem In-Kraft-Treten dieses Bundesgesetzes auf ein anderes Unternehmen (Erwerber) übergehen.

Sprachliche Gleichbehandlung

§ 2. Bei allen personenbezogenen Bezeichnungen gilt die gewählte Form für beide Geschlechter.

Verweisungen

§ 3. Soweit in diesem Bundesgesetz auf andere Bundesgesetze verwiesen wird, sind diese in der jeweils geltenden Fassung anzuwenden.

2. Abschnitt

Sonderregelungen und Haftung

§ 4. (1) Der Anwendungsbereich von arbeitsvertragsrechtlichen Rechtsvorschriften des Bundes, in ihrer jeweils geltenden Fassung, die auf dienst- und besoldungsrechtliche Regelungsinhalte des ÖBB-Dienstrechts und die diesen Regelungsinhalten bis zum 31. Dezember 2003 zugrunde liegenden Rechtsverhältnisse abstellen, bleibt für Arbeitsverhältnisse gem § 1 unberührt, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes geregelt ist.

(2) Der Bund hat jedem aktiven Arbeitnehmer, der sich zum Stichtag 31. Dezember 1992 in einem Arbeitsverhältnis zum Bund/Wirtschaftskörper Österreichische Bundesbahnen befunden hat, wie ein Ausfallsbürge (§ 1356 Allgemeines bürgerliches Gesetzbuch) für die Befriedigung seiner aus dem Arbeitsverhältnis zum Unternehmen Österreichische Bundesbahnen oder deren Rechtsnachfolge-Unternehmen erwachsenden Forderungen bis zu dem im nachfolgenden Satz festgelegten Betrag zu haften. Die Höhe der Haftung ist mit jenem Betrag begrenzt, der sich zum 31. Dezember 1992 aus dem für den aktiven Arbeitnehmer maßgeblich gewesenen Besoldungsverhältnis unter Berücksichtigung seiner Verwendung zu diesem Zeitpunkt zuzüglich der in diesem Besoldungsverhältnis vorgesehenen regelmäßigen Vorrückungen ergibt. Diese Haftung gilt für jene Arbeitnehmer, die nach dem 31. Dezember 1992 in ein Arbeitsverhältnis zu den Österreichischen Bundesbahnen nach den Rechtsgrundlagen für neu eintretende Arbeitnehmer übergetreten sind, nur für die bis zum Zeitpunkt dieses Übertrittes entstandenen Forderungen aus dem Arbeitsverhältnis zum Unternehmen Österreichische Bundesbahnen.

3. Abschnitt

Dienstrecht von Arbeitnehmern der ÖBB

Weitergeltung von Rechten und Pflichten

§ 5. Rechte (Ansprüche und Anwartschaften) und Pflichten von Arbeitgeber und Arbeitnehmer aus dem Arbeitsvertrag oder anderen betrieblichen Vereinbarungen werden durch das Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes in ihrer Wirksamkeit nicht berührt, soweit in diesem Bundesgesetz und Art. II des Bundesgesetzes, BGBl. I xx/2003 nicht anderes bestimmt ist.

Vorrückungen, Zeitüberstellungen, Jubiläumsbelohnungen

§ 6. (1) Einzelvertragliche oder auf betrieblichen Vereinbarungen beruhende Rechte (Ansprüche und Anwartschaften) von Arbeitnehmern auf Vorrückungen und Zeitüberstellungen sind nur bis zum 31. Dezember 2003 (Stichtag) rechtswirksam; Ansprüche aus diesen Regelungen für Dienstzeiten vor dem Ablauf des 31. Dezember 2003 werden dadurch nicht berührt.

(2) Abs. 1 gilt nicht



1. für jene beiden Vorrückungen, die für die Zeit nach dem 31. Dezember 2003 zugesagt wurden;



2. für Zeitüberstellungen, die für den 1. Jänner 2004 zugesagt wurden, sowie 



3. für jene über Z 1 und  2 hinaus gehenden Vorrückungen und Zeitüberstellungen, die einem Arbeitnehmer bei seiner letzten vor dem Stichtag erfolgten Planstellenverleihung in einem individuellen Rechtsakt durch den Arbeitgeber ausdrücklich, schriftlich zugesagt wurden.

(3) Vereinbarungen über die Erhöhung von Ist-Gehältern im angemessen Ausmaß werden von Abs. 1 und 2 nicht berührt.

(4) Einzelvertragliche oder auf betrieblichen Vereinbarungen beruhende Ansprüche auf Zahlungen aus Anlass von Dienstjubiläen sind rechtsunwirksam, soweit sie einen Anspruch vor dem tatsächlichen Erreichen des 25. oder des 40. des Dienstjubiläums oder nach der Versetzung in den Ruhestand vorsehen.

Dienstreisen

§ 7. (1) In einer Betriebsvereinbarung nach § 97 Abs. 1 Z 12 Arbeitsverfassungsgesetz, BGBl. Nr. 22/1974 (ArbVG), die spätestens am 1. Jänner 2006 in Kraft zu treten hat, sind Regelungen über den Ersatz von Aufwendungen, die den Arbeitnehmern im Zuge dienstlicher Reisebewegungen erwachsen, vorzusehen.

(2) Einzelvertragliche oder auf betrieblichen Vereinbarungen beruhende Ansprüche von Arbeitnehmern auf Abgeltung von dienstlichen Reisebewegungen und Ersatz von Aufwendungen, die den Arbeitnehmern im Zuge dienstlicher Reisebewegungen erwachsen, verlieren ihre Rechtswirksamkeit 



1. für Arbeitnehmer, für die eine Option gem § 11 rechtswirksam geworden ist, für Reisebewegungen ab der Rechtswirksamkeit dieser Option,



2. für Arbeitnehmer, für die eine Betriebsvereinbarung gem. Abs. 1 wirksam wurde, für Reisebewegungen ab der Rechtswirksamkeit dieser Betriebsvereinbarung.


3. für alle anderen Arbeitnehmer spätestens mit Ablauf des 31. Dezember 2005, für Reisebewegungen nach dem 31. Dezember 2005.
(3) Kommt bis zum 31. Dezember 2005 eine Betriebsvereinbarung gem. Abs. 1 nicht zustande, ist der Arbeitgeber zur Abgeltung von dienstlichen Reisebewegungen sowie zum Ersatz von Aufwendungen, die den Arbeitnehmern im Zuge dienstlicher Reisebewegungen ab dem 1. Jänner 2006 erwachsen, im angemessenen Ausmaß verpflichtet.

Entgeltfortzahlung

§ 8. (1) Am 31. Dezember 2003 bestehende einzelvertragliche oder auf betrieblichen Vereinbarungen beruhende Ansprüche von Arbeitnehmern auf Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall oder auf Zuschuss zum Krankengeld sind nur für Dienstverhinderungen rechtswirksam, die vor dem 1. Jänner 2004 eingetreten sind. Für Dienstverhinderungen, die nach dem 31. Dezember 2003 eintreten, hat der Arbeitnehmer Anspruch auf Fortzahlung des Entgelts gem. § 8 Abs. 1 und 2 Angestelltengesetz, BGBl. Nr. 292/1921 (AngG) unter Zugrundelegung der für ihn angerechneten Dienstzeit.

(2) Einzelvertragliche oder auf betrieblichen Vereinbarungen beruhende Ansprüche für Dienstverhinderungen aus anderen wichtigen, die Person betreffenden Gründen verlieren mit Ablauf des 31. Dezember 2003 ihre Rechtswirksamkeit. Für solche Dienstverhinderungen, die nach dem 31. Dezember 2003 eintreten, hat der Arbeitnehmer Anspruch auf Fortzahlung des Entgelts gem. § 8 Abs. 3 AngG .

Urlaub, Pflegefreistellung

§ 9. (1) Am 31. Dezember 2003 bestehende einzelvertragliche oder auf betrieblichen Vereinbarungen beruhende Ansprüche von Arbeitnehmern auf Urlaub oder auf Pflegefreistellung verlieren ihre Rechtswirksamkeit für Urlaubsjahre, die nach dem 31. Dezember 2003 beginnen. Vereinbarungen über Grundsätze betreffend den Verbrauch des Erholungsurlaubs oder die Festlegung eines vom Arbeitsjahr abweichenden Urlaubsjahres sowie mit Wirkung für den Urlaubsanspruch erfolgte Anrechnungen von Vordienstzeiten bleiben rechtswirksam.

(2) Für Urlaubsjahre, die nach dem 31. Dezember 2003 beginnen, haben Arbeitnehmer Anspruch auf Urlaub und Pflegefreistellung nach den Bestimmungen des Urlaubsgesetzes, BGBl. Nr. 390/1976.

(3) Abs.1 gilt nicht für am 31. Dezember 2003 aufrechte einzelvertragliche oder auf betrieblichen Vereinbarungen beruhende Ansprüche auf Zusatzurlaub für



1. Kriegsbeschädigte 


2. Beschädigte nach dem Opferfürsorgegesetz,



3. Opfer von Arbeitsunfällen oder Berufskrankheiten, und



4. Arbeitnehmer, die an einem Körpergebrechen oder einer chronischen Krankheit leiden.

(4) Für Urlaubsjahre, die nach dem 31. Dezember 2003 beginnen, haben Arbeitnehmer, die während des Urlaubsjahres überwiegend Tätigkeiten verrichten, bei denen sie regelmäßig im Schicht- oder Turnusdienst arbeiten und bei jeder Witterung den Gefahren des Gleisbereiches ausgesetzt sind, Anspruch auf einen Zusatzurlaub im Ausmaß von sechs Werktagen.

(5) Für Arbeitnehmer, die für das Urlaubsjahr, in dem der 31. Dezember 2003 liegt, einzelvertragliche oder auf betrieblichen Vereinbarungen beruhende Ansprüche auf einen zusätzlichen Urlaubsanspruch wegen Turnusdienst haben, beträgt der jährliche Urlaubsanspruch für jedes Urlaubsjahr, das nach dem 31. Dezember 2003 beginnt



1. ab einer für das Urlaubsausmaß maßgeblichen Dienstzeit einschließlich angerechneter Vordienstzeit von 15 Jahren 33 Werktage, wenn sie im betreffenden Urlaubsjahr überwiegend Turnusdienst verrichten;



2. ab einer für das Urlaubsausmaß maßgeblichen Dienstzeit einschließlich angerechneter Vordienstzeit von 20 Jahren zusätzlich zum Anspruch gem. § 2 UrlG einen Urlaubsanspruch im Ausmaß von 6 Werktagen im Verhältnis zur Zahl der Kalenderwochen, in denen der Arbeitnehmer im betreffenden Urlaubsjahr Turnusdienst leistet, zu der im betreffenden Urlaubsjahr zurückgelegten Dienstzeit.

Kündigung

§ 10. (1) Bei Vorliegen der Voraussetzungen für eine vorzeitige Versetzung in den Ruhestand gem § 2 Abs. 2 Z  5 Bundesbahn-Pensionsgesetz BGBl. I Nr. 86/2001 (BB-PG) kann der Arbeitgeber den Arbeitsvertrag eines Arbeitnehmers ungeachtet eines bestehenden vertraglichen Kündigungsschutzes unter Wahrung einer Frist von sechs Monaten zum Ablauf eines Kalenderjahres kündigen, wenn dieser im Zeitpunkt des Endes des Arbeitsverhältnis sein 40. Lebensjahr noch nicht vollendet hat.

(2) Bei Kündigung gem Abs. 1 hat der Arbeitnehmer Anspruch auf Abfertigung gem. § 23 AngG, wobei das Ausmaß des Abfertigungsanspruchs unter Zugrundelegung der dem Arbeitnehmer angerechneten Dienstzeit für jedes volle Arbeitsjahr das Zweifache, mindestens jedoch das Zwölffache des für den letzten Monat des Arbeitsverhältnisses gebührenden Entgelts, beträgt.

(3) Arbeitnehmer, deren Arbeitspflicht überwiegend in Tätigkeiten besteht, bei denen sie regelmäßig den Gefahren des Gleisbereiches ausgesetzt sind, können wegen der Folgen eines Arbeitsunfalls, den sie bei einer solchen Tätigkeit erleiden, nicht gekündigt werden.
Option

§ 11. (1) Arbeitnehmer können ab dem Zeitpunkt des Übergangs ihres Arbeitsverhältnisses auf eine der gem Teil 3 des Bundesbahnstrukturgesetzes, BGBl. I Nr. xx/2003 errichteten Gesellschaften (§ 12) erklären, dass für ihren Arbeitsvertrag die bislang für das Dienstverhältnis maßgeblichen einzelvertraglichen oder anderen innerbetrieblichen Regelungen über dienst- und besoldungsrechtliche Anwartschaften und Ansprüche für die Zukunft keine Anwendung finden. Die für die Beurteilung arbeitsrechtlicher Ansprüche maßgeblichen Dienstzeiten einschließlich angerechneter Vordienstzeiten bleiben davon unberührt.
(2) Die Erklärung des Arbeitnehmers muss ausdrücklich, unbedingt, unbefristet, unwiderruflich und in schriftlicher Form abgegeben werden. Sie wird mit dem ersten Tag des auf das nachweisliche Einlangen beim Arbeitgeber drittfolgenden Kalendermonats rechtswirksam.

(3) Wenn es als Anreiz zur Abgabe einer Erklärung gem. Abs 1 für den Arbeitgeber wirtschaftlich zweckmäßig ist, kann er dem Arbeitnehmer anbieten, vertraglichen Kündigungsschutz im Sinne von § 32 des Vertragsbedienstetengesetzes 1948, BGBl. Nr. 86/1948, für den Fall zusagen, dass er eine Erklärung gem. Abs. 1 abgibt. Das Anbot bedarf zu seiner Rechtswirksamkeit der Schriftform. Ein Anbot auf Gewährung eines für den Arbeitnehmer günstigeren Kündigungsschutzes ist rechtsunwirksam. 

(4) Ab dem Zeitpunkt der Rechtswirksamkeit einer Erklärung gem. Abs. 1 finden auf das Arbeitsverhältnis



1. das Angestelltengesetz, BGBl. Nr. 292/1921, sowie die übrigen für Angestellte geltenden arbeitsrechtlichen Gesetze entsprechend ihrem Geltungsbereich und 




2.die nach den Regelungen des ArbVG für das jeweilige Arbeitsverhältnis gegebenenfalls maßgeblichen Kollektivverträge

Anwendung. § 4 Abs 1 ist ab dem Zeitpunkt der Rechtswirksamkeit einer Erklärung gem. Abs 1 auf das Arbeitsverhältnis nicht mehr anzuwenden.

Übergang der Arbeitsverhältnisse

§ 12. Arbeitnehmer werden bei einem Übergang des Betriebes oder eines Betriebsteils, dem sie zugeordnet sind, auf eine der in Teil 3 des Bundesbahnstrukturgesetzes 2003 genannten Gesellschaften Arbeitnehmer dieser Gesellschaft. Diese tritt als Arbeitgeber mit allen Rechten und Pflichten in die im Zeitpunkt des Übergangs bestehenden Arbeitsverhältnisse ein. Von diesem Arbeitgeberwechsel abweichende vertragliche Regelungen sind nicht zulässig.

Übertragung von Arbeitsverhältnissen

§ 13. (1) Ein Arbeitnehmer, der auf Grund einer am 31. Dezember 2003 bestehenden einzelvertraglichen oder betrieblichen Vereinbarung gegen eine Kündigung geschützt ist, ist verpflichtet, sich zu einer ihm von der im 3. Teil des Bundesbahnstrukturgesetzes 2003 genannten ÖBB-Personalmanagement GmbH. schriftlich angebotenen Übernahme des Arbeitsvertrages zu unveränderten Bedingungen sowie unter Aufrechterhaltung der Haftung seines bisherigen Arbeitgebers für seine Ansprüche aus dem Arbeitsverhältnis als Ausfallsbürge (§ 1356 Allgemeines bürgerliches Gesetzbuch) durch die ÖBB-Personalmanagement GmbH innerhalb der von dieser Gesellschaft im Anbot zu setzenden angemessenen Frist schriftlich zu äußern.

(2) Stimmt der Arbeitnehmer in dieser Äußerung dem Anbot nicht ausdrücklich, zeitgerecht, unbefristet, unbedingt und unwiderruflich zu, hat der Arbeitgeber das Recht, den Arbeitsvertrag dieses Arbeitnehmers binnen drei Monaten nach Ablauf der im Anbot gesetzten Frist ungeachtet des vertraglichen Kündigungsschutzes unter Wahrung einer Frist von sechs Monaten zum Ende eines Kalenderjahres zu kündigen. Der Arbeitnehmer hat in diesem Fall Anspruch auf Abfertigung gem. § 23 AngG, wobei das Ausmaß des Abfertigungsanspruchs unter Zugrundelegung der Dienstzeit einschließlich der dem Arbeitnehmer angerechneten Vordienstzeit für jedes volle Arbeitsjahr das 1,8-fache, mindestens jedoch das Zwölffache des für den letzten Monat des Dienstverhältnisses gebührenden Entgelts, beträgt.

Überlassung von Arbeitnehmern

§ 14. (1) Arbeitnehmer sind verpflichtet, ihre arbeitsvertragsrechtlich geschuldeten Tätigkeiten nicht nur bei ihrem Arbeitgeber, sondern auch 



1. bei Unternehmen, die durch Maßnahmen der Umgründung aus den ÖBB hervorgegangen sind;



2. bei Unternehmen, die aus solchen Unternehmen durch Maßnahmen der Umgründung hervorgegangen sind, sowie



3. bei Unternehmen, an denen die ÖBB am 31. Dezember 2003 unmittelbar oder mittelbar mehrheitlich beteiligt ist

zu verrichten.

(2) Bietet die ÖBB-Personalmanagement GmbH. Im Zuge der Übertragung des Arbeitsverhältnisses gem. § 13 oder einem gem. § 13 übernommenen Arbeitnehmer schriftlich eine Ergänzung des Arbeitsvertrages mit dem Inhalt an, dass sich der Arbeitnehmer verpflichtet, seine vertraglich geschuldeten Tätigkeiten auch bei in Abs. 1 nicht genannten Dritten zu verrichten, ist der Arbeitnehmer verpflichtet, sich innerhalb der von dieser Gesellschaft im Anbot zu setzenden angemessenen Frist schriftlich zu äußern. Das Anbot hat jedenfalls den in § 11 ArbeitskräfteüberlassungsG, BGBl. I Nr.  196/1988 vorgesehenen Inhalt aufzuweisen

(3) Stimmt der Arbeitnehmer in dieser Äußerung diesem Anbot nicht ausdrücklich, zeitgerecht, unbefristet, unbedingt und unwiderruflich zu, kann die ÖBB-Personalmanagement GmbH. den Arbeitsvertrag dieses Arbeitnehmers nach Ablauf der im Anbot gesetzten Frist ungeachtet des vertraglichen Kündigungsschutzes unter Wahrung einer Frist von sechs Monaten zum Ende eines Kalenderjahres kündigen.

(4) Bei Kündigung gem. Abs. (3) hat der Arbeitnehmer Anspruch auf Abfertigung gem. § 23 AngG, wobei das Ausmaß des Abfertigungsanspruchs unter Zugrundelegung der Dienstzeit einschließlich der dem Arbeitnehmer angerechneten Vordienstzeit für jedes volle Arbeitsjahr das 1,8-fache, mindestens jedoch das Zwölffache des für den letzten Monat des Arbeitsverhältnisses gebührenden Entgelts, beträgt.

(5) Eine Überlassung ist nur zulässig, soweit ihr nicht persönliche Interessen des Arbeitnehmers entgegenstehen, die eine Beschäftigung beim Dritten nicht zumutbar machen.

Vertragliche Arbeitszeitregelungen

§ 15. (1) Abweichend von § 11 finden auf das Arbeitsverhältnis auch ohne Ausübung des Optionsrechtes durch den Arbeitnehmer arbeitszeitrechtliche Bestimmungen in Kollektivverträgen Anwendung.

(2) Für Arbeitsverhältnisse bestehende einzelvertragliche oder betriebliche Vereinbarungen


1.
über die Dauer, Lage und Anrechnung der Arbeitszeit, der Ruhepausen und der Ruhezeiten;


2.
die für bestimmte Arbeitszeiten oder nicht zur Arbeitszeit zählende Bereitschaftszeiten Zuschläge in Geld, durch Zeitausgleich oder in sonstiger Form vorsehen.
verlieren mit dem Wirksamwerden eines Kollektivvertrages für ein Arbeitsverhältnis im Sinne des § 1, der zwingende arbeitszeitrechtliche Bestimmungen vorsieht, für die unter den Geltungsbereich dieses Kollektivvertrages fallenden Arbeitnehmer ihre Wirksamkeit.

(3) Abs. 2 ist nicht anzuwenden auf


1.
am 31. Dezember 2003 aufrechte Vereinbarungen mit nach dem Bahn-Betriebsverfassungsgesetz - BBVG, BGBl. I Nr. 66/1997, eingerichteten Personalvertretungsorganen (oder mit vor In-Kraft-Treten des BBVG bestehenden betrieblichen Interessenvertretungseinrichtungen), soweit sie auf Regelungstatbestände des Arbeitsverfassungsgesetzes oder eines anderen Bundesgesetzes mit Ausnahme des BBVG gestützt werden können und


2.
Betriebsvereinbarungen, die nach dem 31. Dezember 2003 auf Grund des Arbeitsverfassungsgesetzes oder eines anderen Bundesgesetzes abgeschlossen wurden.
(4) Ansprüche des Arbeitnehmers aus Zeiten vor dem Wirksamwerden kollektivvertraglicher Arbeitszeitregelungen werden durch Abs. 2 nicht berührt.

4. Abschnitt

Schlussbestimmungen

In-Kraft-Treten

§ 16. Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 2004 in Kraft.

Vollziehung

§ 17. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist der Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie betraut.

Artikel II

Aufhebung des Bahn-Betriebsverfassungsgesetzes und Überleitungsbestimmungen

Außerkrafttreten des Bahn-Betriebsverfassungsgesetzes

(1) Mit Ablauf des 31. Dezember 2003 tritt das Bahn-Betriebsverfassungsgesetz - BBVG, BGBl. I Nr. 66/1997, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 98/2001, außer Kraft.

Überleitungsbestimmungen

(2) 1. Die am 31. Dezember 2003 bestehenden, nach den Bestimmungen des BBVG errichteten Organe der Arbeitnehmerschaft bleiben bis zur Neuwahl der Organe der Arbeitnehmerschaft nach den Bestimmungen des Arbeitsverfassungsgesetzes, längstens aber bis 31. Dezember 2005, bestehen. Hinsichtlich der ihnen zukommenden Rechte und Pflichten gelten die Bestimmungen des Arbeitsverfassungsgesetzes, BGBl. Nr. 22/1974 (ArbVG). Die am 31. Dezember 2003 bestehenden nach den Bestimmungen des BBVG errichteten Vertrauenspersonenausschüsse übernehmen die Aufgaben von Betriebsräten im Sinne des § 40 Abs. 3 Z 3 ArbVG und die Zentralausschüsse die Aufgaben von Zentralbetriebsräten im Sinne des § 40 Abs. 4 Z 2 ArbVG. Soweit es sich um Angelegenheiten handelt, die bis zum Außerkrafttreten des BBVG in die Zuständigkeit der Personalausschüsse gefallen sind, bleiben diese bis zur Neuwahl der Organe der Arbeitnehmerschaft nach den Bestimmungen des ArbVG, längstens aber bis 31. Dezember 2005 zuständig.
2. Z 1 gilt sinngemäß auch für die Organe der Jugendvertretung sowie die Behindertenvertrauenspersonen.
3. Bis zur Neuwahl von Betriebsräten im Sinne des ArbVG, längstens aber bis 31. Dezember 2005 gelten die auf Grund des BBVG als Betriebe oder Unternehmen definierten Organisationseinheiten als Betriebe oder Unternehmen im Sinne des ArbVG. Die am 31. Dezember 2003 gemäß § 17 BBVG festgelegten Wirkungsbereiche der Personalausschüsse bleiben im selben Zeitraum bestehen.

4. Am 31. Dezember 2003 bestehende Freistellungen von Mitgliedern der Personalvertretungsorgane gemäß § 65 BBVG bleiben bis zur Neuwahl der Organe der Arbeitnehmerschaft nach den Bestimmungen des ArbVG, längstens aber bis 31. Dezember 2005, bestehen. Solange nach den Bestimmungen des BBVG errichtete Personalvertretungsorgane im Sinne des Abs. 2 fungieren, gilt für die Tragung der dadurch verursachten Kosten § 45 BBVG.

5. Beschlüsse über die Einhebung einer Personalvertretungsumlage bleiben aufrecht und gelten als Beschlüsse über die Einhebung einer Betriebsratsumlage gemäß § 73 ArbVG. Bestehende Personalvertretungsfonds sind bis 31. Dezember 2005 unter sinngemäßer Anwendung des § 47 Abs. 10 BBVG aufzuteilen und als Betriebsratsfonds gemäß § 74 ArbVG weiterzuführen.

Betriebsverfassungsrechtliche Sonderregelungen

(3) 1. Abweichend von § 34 ArbVG kann im Unternehmen der Österreichischen Bundesbahnen oder in Unternehmen, an denen die nach den Bestimmungen des Bundesbahnstrukturgesetzes 2003, BGBl. I Nr. xx/xxxx errichtete Österreichische Bundesbahnen Holding AG (ÖBB-Holding AG) unmittelbar oder mittelbar zu mindestens 25 vH. beteiligt ist, durch Betriebsvereinbarung festgelegt werden, welche Arbeitsstätten aus Gründen der Personalstruktur, der räumlichen Entfernung, der Betriebsorganisation und der Sicherstellung einer adäquaten Vertretung und Betreuung der Arbeitnehmer zusammenzufassen sind und als Betrieb gelten. § 35 ArbVG ist auf diese Betriebe nicht anzuwenden. Für solche Betriebsvereinbarungen gilt § 97 Abs. 2 ArbVG. Auf Seite der Arbeitnehmerschaft ist für den Abschluss, die Abänderung oder Aufhebung einer solchen Betriebsvereinbarung der Zentralbetriebsrat zuständig. § 2 Abs. 1 ist anzuwenden.

2. Die Bestimmungen des ArbVG über getrennte Betriebsräte der Arbeiter und der Angestellten sind nicht anzuwenden auf


a.
das Unternehmen „Österreichische Bundesbahnen“ und Unternehmen, an denen die ÖBB-Holding AG unmittelbar oder mittelbar zu mindestens 25 vH. beteiligt ist,


b.
Eisenbahnunternehmen im Sinne der § 1 I Z 1 und §§ 1a bis 1c Eisenbahngesetz 1957, BGBl. Nr. 60, samt den von diesen betriebenen sonstigen Verkehrsbetrieben (Kraftfahr-, Schifffahrts-, Straßenbahnlinien, Seilbahnen).

Rechtsnatur und Wirksamkeit von Vereinbarungen

(4) 1. Am 31. Dezember 2003 aufrechte Vereinbarungen mit nach dem BBVG errichteten Personalvertretungsorganen oder mit vor Inkrafttreten des BBVG bestehenden betrieblichen Interessenvertretungseinrichtungen gelten ab 1. Jänner 2004 als Betriebsvereinbarungen gem. § 29 ArbVG, soweit sie auf Regelungstatbestände des ArbVG, eines anderen Bundesgesetzes mit Ausnahme des BBVG, oder eines am 31. Dezember 2003 auf das Arbeitsverhältnis nach den Bestimmungen des ArbVG anzuwendenden Kollektivvertrags gestützt werden können; soweit sie nicht auf Regelungstatbestände des ArbVG, eines anderen Bundesgesetzes mit Ausnahme des BBVG, oder eines auf das Arbeitsverhältnis nach den Bestimmungen des ArbVG am 31. Dezember 2003 anzuwendenden Kollektivvertrags gestützt werden können, gelten sie - soweit im folgenden nicht anderes bestimmt ist - für jene Arbeitnehmer, die am 31. Dezember 2003 von ihnen erfasst waren, ab 1. Jänner 2004 als Bestandteil des Arbeitsvertrages.

2. In Einzelvereinbarungen oder in Vereinbarungen mit nach dem BBVG errichteten Personalvertretungsorganen oder mit vor Inkrafttreten des BBVG bestehenden betrieblichen Interessenvertretungen geregelte Mitwirkungsrechte der Belegschaft, die über die Mitwirkungsrechte der Belegschaft nach den Bestimmungen des ArbVG oder eines anderen Bundesgesetzes mit Ausnahme des BBVG hinausgehen, treten mit Ablauf des 31. Dezember 2003 mit sämtlichen Rechtswirkungen außer Kraft.

3. Am 31. Dezember 2003 für Arbeitnehmer gem. § 1 ÖBB-DRG wirksame Vereinbarungen mit nach dem BBVG errichteten Personalvertretungsorganen oder mit vor Inkrafttreten des BBVG bestehenden betrieblichen Interessenvertretungseinrichtungen, die 



a) auf § 96 Abs 1. Z 1 ArbVG gestützt werden können, treten mit Ablauf des 31. Dezember 2003 mit sämtlichen Rechtswirkungen außer Kraft;



b) auf § 97 Abs. 1 Z 12 ArbVG gestützt werden können, gelten für Arbeitnehmer gem § 1 ÖBB-DRG ab 1. Jänner 2004 als Betriebsvereinbarungen bis zu ihrem Außerkrafttreten gem. § 7 Abs 2 ÖBB-DRG;



c) auf § 97 Abs. 1 Z 15 ArbVG gestützt werden können, gelten für Arbeitnehmer gem § 1 ÖBB-DRG ab 1. Jänner 2004 als Betriebsvereinbarungen gem. § 29 ArbVG unbeschadet der Regelungen in § 6 Abs. 4 ÖBB-DRG;



d) auf § 97 Abs 1 Z 21 ArbVG gestützt werden können, gelten für Arbeitnehmer gem § 1 ÖBB-DRG ab 1. Jänner 2004 als Betriebsvereinbarungen gem. § 29 ArbVG unbeschadet der Regelungen in § 8 Abs. 1 ÖBB-DRG;


e) auf § 97 Abs. 1 Z 22 ArbVG gestützt werden können, gelten für Arbeitnehmer im Sinne von § 1 ÖBB-DRG ab dem 31. Dezember 2003 als Betriebsvereinbarungen gem. § 29 ArbVG unbeschadet der Rechte des Arbeitgebers gem §§ 10, 13 und 14 ÖBB-DRG .

Soweit solche Arbeitnehmer eine Erklärung gem. § 11 ÖBB-DRG abgeben, scheiden sie aus dem Anwendungsbereich der Betriebsvereinbarungen gem Z 3 und 5 aus.

Artikel III

Änderung des Arbeitsverfassungsgesetzes

Das Arbeitsverfassungsgesetz, BGBl. Nr. 22/1974, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 71/2003, wird wie folgt geändert:

1. § 33 Abs. 2 Z 3 entfällt.
2. Dem § 208 wird folgender Abs. 15 angefügt:

„(15) § 33 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XXX/2003 tritt mit 1. Jänner 2004 in Kraft.“

Artikel IV

Änderung des Angestelltengesetzes

Das Angestelltengesetz, BGBl. Nr. 292/1921, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 100/2002, wird wie folgt geändert:

1. Im § 5 entfallen die Wörter „und der Eisenbahnen“.

2. Dem § 42 wird folgender Abs. 4 angefügt:

„(4) § 5 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XXX/2003 tritt mit 1. Jänner 2004 in Kraft und gilt für Arbeitsverhältnisse, deren vertraglich vereinbarter Beginn nach dem 31. Dezember 2003 liegt.“

Artikel V

Änderung des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes

Das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz, BGBl. Nr. 189/1955, zuletzt geändert durch das BGBl. I Nr. 71/2003, wird wie folgt geändert:

1. Im 472 Abs.  1 wird nach der Z 4 folgender Satz eingefügt:

„Die Z 1, 2 und 3 gelten nur für Personen, bei denen das die Versicherung begründende Dienst- oder Ruhestandsverhältnis vor dem 1. Jänner 2004 begonnen hat und nur bis zum Wirksamwerden einer Option nach § 11 des ÖBB-Dienstrechtsgesetzes, BGBl. I Nr. xx/xxxx.“

2. § 472 Abs. 2 Z 4 lautet:

„4. die nach Abs. 1 Z 1, 2 und 3 Versicherten, mit Ausnahme jener Personen, die einen Ruhe- oder Versorgungsgenuss oder eine Pensionsleistung erhalten, Anspruch auf Krankengeld nach den §§ 138 bis 143 haben.“

3. Nach § 608 wird folgender § 609 samt Überschrift angefügt:

„Schlussbestimmung zu Art. V des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/xxxx

§ 609. (1) § 472 Abs. 1 Z 4 und Abs. 2 Z 4 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/xxxx tritt mit 1. Jänner 2004 in Kraft.

(2) Ein Dienstgeber nach § 1 des ÖBB-Dienstrechtsgesetzes hat der Versicherungsanstalt der österreichischen Eisenbahnen den nachgewiesenen Aufwand für das auf Grund der Änderungen des § 472 Abs. 1 Z 4 und Abs. 2 Z 4 geleisteten Krankengeldes zuzüglich 5 % dieses Aufwandes als anteiligen Verwaltungsaufwand jeweils bis zum Ende des folgenden Quartals zu ersetzen.“

